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Sprechstunde mit 
MdA Harald Gindra 
Montag, 18.11.2019, 
15 - 17 Uhr, 
Rote Insel, Feurigstr. 68 
10827 Berlin

Sprechstunde mit 
MdA Philipp Bertram 
i.d.R. je 1. Montag 
15-17 Uhr,  Rote Insel, 
Feurigstr. 68, 
10827 Berlin | Siehe S. 4

Sozial-Rechtsberatung 
mit RA Claus Förster
Dienstag, 12.11.2019 
16 -18 Uhr 
Rote Insel 

Helfen statt reden - DIE LINKE. bürgernah, sozial und für Frieden

Foto: H. Schnaars 
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Aufstehen Tempelhof-Schöneberg brachte 
Linke, Sozialdemokraten, Gewerkschafter und 
Aktivisten sozialer Bewegung zusammen. 

Alexander King

Auf Einladung der Aufstehen Ortsgruppe Tempel-
hof-Schöneberg kamen am 25. September 450 In-
teressierte ins Gemeinschaftshaus Lichtenrade 
zur Diskussion mit Sahra Wagenknecht (DIE LIN-
KE, Vorsitzende der Bundestagsfraktion), Kevin 
Kühnert (SPD, BVV-Verordneter und Juso-Vorsit-
zender), Mohssen Massarrat (Attac-Beirat), Raoul 
Didier (DGB Tempelhof-Schöneberg) und Michael 
Prütz („Deutsche Wohnen & Co. enteignen“). Sie 
diskutierten über die Frage: Unser Land verändern 
– aber wie? 

Linke, Sozialdemokraten, Gewerkschafter und Ak-
tivisten sozialer Bewegungen saßen aber nicht 
nur auf dem Podium, sondern auch im Publikum. 
Lichtenrader Initiativen (Volkspark Lichtenrade, 
Gebietsgremium Aktives Zentrum Lichtenrade, 

Initiative „Schule in Not“) stellten sich vor, Leute 
von der Friedenskoordination und von Fridays for 
Future kamen ins Gespräch und vernetzten sich. 
Und das alles im tiefsten Süden unseres Bezirks. 
Oder wie Kevin Kühnert es ausdrückte: Norma-
lerweise dominiert hier die CDU - aber heute sind 
wir mehr!

Das Gemeinschaftshaus war voll besetzt, etliche 
Interessierte fanden nur noch Stehplätze. Der gro-
ße Andrang zeigte, dass auch im Berliner Süden, 
wo linke Parteien nicht immer leichtes Spiel ha-
ben, großes Interesse an politischer Veränderung 
herrscht. An positiven Beispielen für Bürgerenga-
gement fehlt es auch im Berliner Süden nicht: Ein 
bewährtes Beispiel ist die Volkspark-Initiative in 
Lichtenrade seit 40 Jahren, ein eher neues, noch 
mit ungewissem Ausgang, die Unterschriften-
sammlung für die Belebung der Ladenzeile in der 
Hildburghauser Straße, die aber immerhin schon 
Niederschlag in der Arbeit der BVV gefunden hat. 

Unser Land verändern! Aber wie? 

Aufruf zur 
Solidaritätsaktion

Unblock Cuba!
Am 6. und 7. November 
2019 behandelt die UN-Voll-
versammlung in New York 
ein weiteres Mal den Antrag 
Kubas, die von den USA seit 
fast 60 Jahren gegen die In-
sel verhängte Wirtschafts-, 
Handels- und Finanzblocka-
de zu verurteilen. In vergan-
genen Jahren votierten 189 
Staaten für die Eingabe, nur 
zwei – die USA selbst und 
Israel – bekundeten ihre Un-
terstützung für den Wirt-
schaftskrieg. 
         Fortsetzung auf Seite 7

Foto: Linksfraktion im Bundestag



 2DIE LUPE November 2019                         www.dielinke-tempelhof-schoeneberg.de/politik/die_lupe/

Die BVV am 18. September 2019

Fortsetzung auf Seite 3

Es gibt ihn, den Entwicklungs- und Pflegeplan 
(EPP), dennoch gibt es bisher vor Ort  keine Anzei-
chen für eine Umsetzung. Zwei Drittel des Feldes 
liegen auf der Tempelhofer Seite, die im Vergleich 

Umsetzung des Entwicklungs- und 
Pflegeplans auf dem Tempelhofer Feld

zum Neuköllner Teil vernachlässigt werden. Mit 
einem Antrag von DIE LINKE (Drs.1343) in der 
BVV (Bezirksverordnetenversammlung) am 18. 
September sollte nun von bezirklicher Seite die 

9. November: 
Gedenken an die 
Reichspogromnacht 
Wie in jedem Jahr wird am 
9. November an der ehema-
ligen Synagoge (jetzt Ge-
denkstein) in der Münchener 
Straße ein Gedenken statt-
finden, zu dem das Bezirk-
samt Tempelhof-Schöneberg 
eingeladen hat: 11 Uhr Mün-
chener Straße / Westarp-
straße. Das Gedenken ist für 
DIE LINKE ein wichtiger, ge-
schichtlicher Bestandteil der 
Erinnerungskultur.
Die Reichspogromnacht am 
9. November 1938 symbo-
lisiert mit der organisierten 
Zerstörung zahlreicher Syn-
agogen in Deutschland den 
Übergang von der rechtli-
chen und sozialen Ausgren-
zung und Ächtung der deut-
schen Juden zur direkten 
Verfolgung und Vernichtung, 
die in den industrialisierten 
Massenmord in Auschwitz 
und Treblinka mündete. Da-
bei wurden vom 7. bis 13. 
November 1938 etwa 400 
Menschen ermordet oder in 
den Selbstmord getrieben. 
Über 1.400 Synagogen, Bet-
stuben und sonstige Ver-
sammlungsräume sowie tau-
sende Geschäfte, Wohnun-
gen und jüdische Friedhöfe 
wurden zerstört. Ab dem 10. 
November wurden ungefähr 
30.000 Juden in Konzentrati-
onslagern inhaftiert, von de-
nen Hunderte ermordet wur-
den oder an den Haftfolgen 
starben. Auch heute, 81 Jah-
re später, sind Juden in un-
serem Land vor Angriffen 
rechter Gewalt nicht sicher. 
Synagogen und jüdische Ein-
richtungen müssen von der 
Polizei geschützt werden. 
Die Hassstimmung gegen 
Andersdenkende, Migrantin-
nen und Migranten, Jüdinnen 
und Juden wird von Rechten 
erneut befeuert, um ein Kli-
ma der Unsicherheit zu er-
zeugen. Die Mehrheit der Zi-
vilgesellschaft duldet diese 
Hetze nicht. DIE LINKE for-
dert, dass von politischer 
Seite der Andrang von Rech-
ten konsequenter bekämpft 
werden muss.         E. Wissel

Immobilienverkäufe im Milieuschutzgebiet
Verkäufe von Immobilien sind immer ein Anzei-
chen, dass der neue Immobilienbesitzer Kasse 
machen möchte, indem er Modernisierungen vor-
nimmt und diese Investitionen auf die Mieter_in-
nen umlegt oder gar versucht, die einzelnen Woh-
nungen als Eigentumswohnungen zu verkaufen. 
Aber bei Milieuschutzgebieten, wie die „Schöne-
berger Insel“ eines ist, hat das Bezirksamt gesetz-
liche Möglichkeiten, dämpfend auf negative Ver-
änderungen einzuwirken. Instrumente sind Vor-
kaufsrecht des Bezirks oder die Abwendungsver-
einbarung. So wurden seit 2016 in diesem Gebiet 
19 Verkaufsfälle registriert, wie die Antwort von 
Stadtrat Jörn Oltmann (Grüne) auf eine Mündliche 
Anfrage der Bezirksverordneten Christine Scher-
zinger (DIE LINKE) ergab. Bei drei Objekten konn-
te eine Abwendungsvereinbarung mit dem Ver-
mieter geschlossen werden. Dies bedeutet mehre-
re Einschränkungen für den Vermieter, u. a.: Nut-
zungsänderung der Wohnungen ist ausgeschlos-
sen, der Modernisierungszuschlag wird gekappt, 
keine Überschreitung der ortsüblichen Vergleichs-
miete nach dem Mietspiegel. Gefragt wurde auch 
nach den sogenannten „Negativzeugnissen“ auf 
der Schöneberger Insel. Davon wurden 19 von 
Vermietern beantragt und 17 erteilt. Vor jedem 
Verkauf einer Immobilie ist es die Pflicht eines In-
vestors, einen Negativbescheid beim Bezirksamt 
einzuholen, der ihm bestätigt, dass der Bezirk sein 
Vorkaufsrecht nicht wahrnimmt. Entscheidend ist, 
dass aktive Mieter_innen das Bezirksamt über an-
stehende Verkäufe informieren, damit innerhalb 
einer festgesetzten Frist von zwei Monaten das 
Bezirksamt tätig werden kann, um das Vorkauf-
recht auszuüben oder eine Abwendungsvereinba-
rung mit dem Vermieter zu treffen. DIE LINKE un-
terstützt Mieter_innen bei der Einforderung ihrer 
Rechte. Erforderlich ist, dass Mieter_innen sich 
noch mehr vernetzen, um politischen Druck aus-
zuüben, damit das Bezirksamt bei allen anstehen-
den Verkäufen von Immobilien in Milieuschutzge-
bieten in ihrem Sinne tätig werden kann.

„Fliegende Klassenzimmer“, bis Sanierung 
oder Neubau erfolgt ist
Mit einer Mündlichen Anfrage von DIE LINKE 
war das Bezirksamt aufgefordert, Stellung zu 
den Schul-Standorten für „fliegende Klassenzim-
mer“ zu beziehen. Demnach sollen, nach Stadtrat 

Oltmann (Grüne) acht modulare Gebäude in Holz-
bauweise ab 2021 bis 2023 entstehen. Am Stand-
ort Eschenallee, einer Kleingartenkolonie in Tem-
pelhof, soll ebenfalls ab Schuljahr 20/21 ein mo-
dularer Schul-Standort, zunächst 3-zügig (430 
Schüler_innen), mit der Option eines schrittwei-
sen Ausbaus entstehen. Dort soll langfristig ein 
dauerhafter Schul-Standort eingerichtet werden. 
Die betroffenen Kleingärtner_innen wehren sich 
vehement gegen diese Pläne des Bezirksamts, 
denn es wäre beispielsweise auch der Kauf der 
Fläche in unmittelbarer Nähe in der Röblingstraße 
möglich. DIE LINKE findet die Kleingärten, die ei-
nen erheblichen Teil zum positiven Stadtklima und 
zum sozialen Zusammenhalt beitragen, sehr wich-
tig. Gerade heute, angesichts des Klimawandels, 
sollte das Erfordernis von Stadtgrün einen höhe-
ren Stellenwert, zum Wohle aller, in einer Groß-
stadt erhalten. 

CDU stellt das Haus der ehem. Kohlenhand-
lung der Familie Leber in Frage
Mit einer Großen Anfrage (Drs. 1333) „...Außer 
Spesen nichts gewesen“, machte die CDU vor 
allem eines deutlich: nämlich, dass ihr der Ge-
denkort im Annedore-Leber-Park nicht wichtig 
ist. Schon in der letzten Legislatur hatte sie dies 
mehrfach zum Ausdruck gebracht. Aus diesem 
kleinen Haus soll ein Gedenkort für Julius Leber 
entstehen, der dort als aktiver Widerstandskämp-
fer während der Nazizeit seine Kohlenhandlung 
betrieb. Aber das Gedenken gilt ebenso seiner 
Frau, die nach 1945 die Aufarbeitung des Wider-
stands in der NS-Zeit mit ihrem antifaschistischen 
Buchverlag mitgetragen hat. Durch Bürgerprotes-
te wurde das Häuschen vor dem Abriss gerettet, 
und engagierte Bürger_innen, Vertreter_innen der 
Berliner Geschichtswerkstatt sowie des Stadtteil-
vereins Schönebergs bemühen sich ehrenamtlich 
um die Nutzbarmachung von Gelände und Gebäu-
de. Natürlich dauert es, bis Erfolge sichtbar sind, 
denn alles ist mit Geld verbunden, das vor allem 
durch Spenden aufgebracht werden muss, um 
den künftigen Gedenkort besser hervorzuheben. 
Mit Lottomitteln, die vor einem Jahr beantragt 
wurden, würde der Ausbau zügig weitergehen. Zu-
gleich ist die Initiative sehr rührig mit Open-Air-
Ausstellungen und öffentlichkeitswirksamen Ver-
anstaltungen und nicht zuletzt kleinen Reparatu-
ren, die sie selbst erledigen.

Elisabeth Wissel



Elisabeth Wissel
Fraktionsvorsitzende 
Ausschüsse für: 
Bibliotheken, Bildung und 
Kultur; Soziales, Senio-
ren und demografischer 
Wandel; Hauptausschuss; 
Facillity Management; 
Ältestenrat.

 elisabeth.wissel@ 
linksfraktion-ts.de 

Telefon: 01577 34 62 721

Büro und Erreichbarkeit 
im Rathaus Schöneberg:
Raum 2115
Tel:    030 /90 27 74 898 
(Neu: 030 26 59 34 86)
E-Mail: kontakt@
linksfraktion-ts.de
Sprechstunde: 
Mittwochs 15 - 17 Uhr  
 
Fraktionssitzung
In offener Diskussion, 
Gäste sind ausdrücklich 
eingeladen. Mitglie-
der, andere kommunal 
Interessierte und von 
bezirklichen Entscheidun-
gen Betroffene können 
auf diese Weise Einfluss 
auf Vorlagen der BVV 
nehmen.  
 
Termine
Offene Fraktionssitzung 
im Raum 2115  Mo. 
18.11. um 19 Uhr, u. Fr. 
8.11. 19, 18 Uhr 
 Vorbereitung der BVV im 
Raum 2115, im Rathaus 
Schöneberg. 

Bezirksverordneten-
versammlung (BVV)
Die nächste öffentliche 
BVV-Sitzung findet am 
20.11.2019 um 17 Uhr, 
im Rathaus Schöneberg, 
BVV-Saal statt. 
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He l fen  s ta t t  r eden  -  D IE  L INKE .  im  Ra thaus  i s t  f ü r  S ie  da !

Martin Rutsch
Stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender  
Ausschüsse für: 
Bürgerdienste und Ord-
nungsangelegenheiten;  
Straßen, Verkehr, Grün 
und Umwelt;  
Jugendhilfeausschuss.

martin.rutsch@ 
linksfraktion-ts.de

Dr. Christine Scherzinger

Ausschüsse für: 
Stadtentwicklung; 
Wirtschaft. 

 

christine.scherzinger@ 
linksfraktion-ts.de

Carolin Behrenwald
Ausschüsse für: 
Eingabe und Beschwer-
den; Schule; Integrati-
on (Ausschussvorsitz); 
Frauen-, Queer- und In-
klusionspolitik (Stellv. 
Ausschussvorsitz).

carolin.behrenwald@ 
linksfraktion-ts.de

Liebe Tempelhof-Schöneberger_innen,
am 18. September 2016 wurde DIE LINKE. mit 8,7 % erstmals in Fraktionsstärke in die Bezirksverord-
netenversammlung (BVV) von Tempelhof-Schöneberg gewählt. DIE LINKE. ist nun mit 5 Verordneten in 
der BVV vertreten. Unser Plus von 5 Prozentpunkten hat gezeigt, dass immer mehr Menschen in unse-
rem Bezirk eine soziale Alternative zu den anderen Parteien wollen. Wir nehmen das als Verantwortung. 
,,Helfen statt reden" - das war unser Motto im Wahlkampf. Und das ist unser Anspruch auch nach der 
Wahl. Wir möchten gerne Ihre eigenen Anliegen hören und mit Ihnen diese politisch umsetzen. Hierzu 
bieten wir jeden Mittwoch von 15-17 Uhr im Rathaus Schöneberg (Raum 2115) eine Sprechstunde 
an, zu der wir Sie herzlich einladen. Eine Anmeldung vorab ist nicht notwendig. Ferner können Sie uns 
auch per Mail unter kontakt@linksfraktion-ts.de erreichen. Wir freuen uns auf Sie!

Katharina Marg
 
Ausschüsse für: 
Rechnungsprüfung; 
Gesundheit; Sport.

katharina.marg@ 
linksfraktion-ts.de

Fortsetzung von Seite 2
Forderung an die zuständigen Stellen („Grün Ber-
lin“) adressiert werden, den EPP endlich umzu-
setzen. Der Antrag wurde mehrheitlich beschlos-
sen und zukünftig folgen hoffentlich entsprechen-
de Bemühungen. Mit dem Volksentscheid 2014, 
an dem DIE LINKE entscheidend mitgewirkt hat, 
wurde das Tempelhofer-Feld-Gesetz beschlossen. 
Dieses schreibt vor „...die wertvollen Eigenschaf-
ten des Tempelhofer Feldes und die darauf beru-
henden Funktionen dauerhaft zu erhalten und vor 
Eingriffen, welche sie gefährden oder verändern, 
zu schützen.“ Gleichzeitig sollte ein Pflegeent-
wicklungsplan (2014-2016) erstellt werden, der 
genau diese Belange beinhaltet. Engagierte Bür-
ger_innen beteiligten sich an dem Verfahren, in 
dem die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
und Umwelt sowie die Grün Berlin GmbH gemein-
sam Vorschläge für eine nutzerfreundliche Grün-
fläche erarbeiteten. Nur will man vom Bezirksamt 
davon nichts wissen, wie sich bei einem Interview 
des RBB im Juni mit Bürgermeisterin Schöttler 
(SPD) herausstellte, in dem sie sinngemäß mein-
te, auf dem Tempelhofer Feld dürfe nichts ver-
ändert werden. Ihr war der EPP, vom Senat be-
schlossen, nicht bewusst, denn an den Außenflä-
chen bieten sich sehr wohl qualitative Verbesse-
rungen an, wie man aus den Leitlinien entnehmen 

kann an: Sichtbarmachung der wechselvollen Ge-
schichte, Prüfung von Beweidungskonzepten für 
die naturschutzfachliche Aufwertung, zusätzliche 
Spiel- und Sportflächen, auch Service- und Gas-
tronomieangebote im Bereich der Eingänge und 
vieles mehr.
Engagierte Bürger_innen, gewählt als Feldkoordi-
nator_innen, u.a. aus der Initiative 100% Tempel-
hofer-Feld sind unermüdlich im Einsatz und müs-
sen sich immer wieder zu Äußerungen seitens der 
Politik, insbesondere der SPD, erklären. Die SPD 
ist schon 2014 gescheitert, als sie große Flächen 
des Tempelhofer Feldes bebauen wollte. Und jetzt 
will sie moralischen Druck auszuüben, um ihr Kon-
zept doch noch umzusetzen, das das Tempelho-
fer-Feld-Gesetz jedoch untersagt. Das Problem ist, 
wer genug Geld hat, bekommt immer eine Woh-
nung. Und unser Bezirk ist auch nicht untätig, für 
die nächsten Jahre wurden 32 Wohnbaupotentiale 
mit mehr als 8100 Wohnungen ausgewiesen. DIE 
LINKE ist für den Erhalt der Grünfläche Tempelho-
fer-Feld und für die Umsetzung des Entwicklungs- 
und Pflegeplans. Es gilt das demokratische Mehr-
heits-Votum von vielen Berlinerinnen und Berli-
nern, dass das Feld für Sport, Erholung und Frei-
zeit genutzt werden soll, und dieser Bürgerwille 
muss respektiert werden. 

Elisabeth Wissel
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Im Abgeordnetenhaus

Harald Gindra MdA,
Sprecher für Wirtschaft und 
Entwicklung der Linksfrakti-
on im Abgeordnetenhaus. 
gindra@linksfraktion.berlin.
Kiezbüro: 
Hildburghauser Str. 29
12279 Berlin
Öff nungszeiten: 
Di. u. Do. 10-16 Uhr 
Tel: +49 30 40 74 89 79
buero@harald-gindra.de
Sprechstunde:  i.d.R. Do., 
2x im Monat 16 -18 Uhr, 
nach Absprache. 
Mieterberatung:
Je 2. und 4. Di. im Monat 
14 -16 Uhr im Kiezbüro 

Philipp Bertram, MdA
Sportpolitischer Sprecher
der Linksfraktion im
Abgeordnetenhaus:
bertram@linksfraktion.berlin
Stadtbüro:
Kaiserin-Augusta-Str. 75
12103 Berlin
Öff nungszeiten:
Di - Fr: 10-16 Uhr
Tel: +49 30 23 25 25 47
buero@philipp-bertram.de
Sprechstunde: 
i.d.R. 14-tägig 
Stadtbüro: Do.15-17 Uhr
Rote Insel:1.Mo.15-17 Uhr
Sozial-Rechtsberatung: 
i.d.R. 4. Do.15-17 Uhr im 
Stadtbüro, 
nach Absprache

Fortsetzung auf Seite 5

Zwar gab es in den Vorlagen der letzten Lesung im 
Hauptausschuss auch gute Vorschläge, denen DIE 
LINKE zugestimmt hat, jedoch ging es in der BVV 
am 12. September um den Gesamthaushalt, den 
wir so nicht unterstützen konnten. Der Haushalts-
plan ist letztendlich auch eine politische Frage, 
und da fährt die Zählgemeinschaft SPD / Grüne 
einen Kurs, der mit unseren Vorstellungen nicht in 
Einklang zu bringen ist.
Es ist gut, dass den Bezirken jetzt mehr fi nanziel-
le Mittel für Sachleistungen und Personal zur Ver-
fügung stehen. Doch 225 Stellen sind im Bezirk 
noch unbesetzt und es ist insgesamt schwierig, 
gewonnenes Personal in den bestehenden Räu-
men unterzubekommen. Durch nicht besetzte 
Stellen im Gesundheitsamt können derzeit die ge-
setzlich vorgeschriebenen Aufgaben nicht vollum-
fänglich erfüllt werden.

Als es in der letzten Legislatur um Personalab-
bau ging, war unser Bezirk einer der ersten, der 
die Vorgaben des Senats erfüllte, also die gleiche 
Zählgemeinschaft, ohne Weitblick. Auch die Abga-
be des Rathauses Friedenau war ein Fehler, denn 
jetzt muss der Bezirk teuer anmieten. Was uns 
fehlt, wie aus den Antworten der Berichtsaufträ-
ge zu entnehmen war, ist eine schlüssige Antwort 
zum Naharijakiez, wo eine erneute Förderung in 
2020 und 2021 nicht absehbar sei. Dann die Vor-
sorge verwahrloster Häuser, bei denen Zwangs-
maßnahmen alleine nicht ausreichen, denn das 
Problem hat zugenommen und  Mieterinnen und 
Mieter brauchen eine verlässliche Unterstützung.
Nicht berücksichtigt wurden Maßnahmen im Be-
reich Kinder- und Jugendeinrichtungen (JFE) Brit-
zer Straße oder Circus Cabuwazi. Aber auch das 
Pfadfi nder-Projekt in der Götzstraße ist gefährdet. 
Bei all den Investitionen, die das Bezirksamt vor-
hat, dürfen Kinder- und Jugendeinrichtungen nicht 
vernachlässigt werden. Derzeit fi ndet ein Dialog-
verfahren mit den Pfadfi ndern statt, jedoch mit 
dem Vermerk, ggf. zu streichen. Bei der sozialen 

Teilhabe der Öff entlichkeit hatten wir uns mehr 
versprochen. Für die Durchführung und Beglei-
tung der Bürger_innenräte stehen Mittel i. H. von 
105.000 Euro zur Verfügung, aber am Ende blei-
ben 35.000 Euro für die 7 Bezirksregionen, d.h. je 
Regionalbudget 5000 Euro. Also nur etwa ein Drit-
tel kommt der Allgemeinheit zugute. 

Da ist ein deutliches Missverhältnis. Insgesamt 
fehlen auch Informationen zu den Leitlinien der 
Bürger_innenbeteiligung an der räumlichen Stadt-
entwicklung, Standards an der gesetzlich nicht ge-
regelten Beteiligung an der Stadtentwicklung. 

Aber was uns besonders verärgerte, ist, dass sei-
tens der Zählgemeinschaft nicht alle Möglichkei-
ten für Drugstore und Potse genutzt wurden, ih-
nen eigene Räume für laute Nutzungen zur Ver-
fügung zu stellen. Die Sicherung der Zentren ist 
seit über fünf Jahren eines unserer zentralen An-
liegen. Billigend nehmen SPD und Grüne in Kauf, 
dass zwei Jugendeinrichtungen aufgrund von Ent-
scheidungen des Bezirksamtes und des Finanz-
senators der SPD keine eigenen Räume für laute 
Nutzungen haben, was ein wesentlicher Bestand-
teil der Jugendkultur ist und letztendlich mit ihrer 
weiteren Existenz zusammenhängt. Eine politische 
Entscheidung wäre die Unterbringung in der Pots-
damer Straße 140 gewesen. Das hätte Priorität 
haben müssen. Verärgert hat uns auch, dass vom 
Bezirksamt die Bereitstellung der Potsdamer Stra-
ße 134 für Drugstore, gedacht für leise Nutzun-
gen, und die Nutzung einer privaten Konzerthalle, 
in der die Jugendlichen 2mal im Monat ein Kon-
zert veranstalten dürfen, als Erfolg gefeiert wurde. 
Das sehen die Jugendlichen und auch wir nicht als 
Lösung. Wir hätten erwartet, dass das Bezirksamt 
sich öff entlich beim Finanzsenator für die Potsda-
mer Straße 140 einsetzt. Am Geld fehlte es nicht, 
es war der politische Wille der Zählgemeinschaft. 
DIE LINKE hatte sich enthalten.

Elisabeth Wissel

Der bezirkliche Haushaltsplan wurde ohne 
DIE LINKE beschlossen

Fortsetzung von Seite 1
Aufruf zur Solidaritätsaktion

Die Mitgliedsstaaten der EU, einschließlich BRD 
und Österreich, sowie die Schweiz votierten ge-
gen die Blockade und verurteilten insbesondere 
deren exterritoriale Ausdehnung, die auch europä-
ische Unternehmen und Institutionen triff t.In die-
sem Jahr bekommt die Abstimmung eine beson-
dere Bedeutung. In den vergangenen Monaten hat 
die US-Administration unter Staatschef Donald 
Trump ihre Aggression gegen Kuba und andere 
Länder der Region weiter verschärft.

Durch die Aktivierung des sogenannten Ab-
schnitts III des Helms-Burton-Gesetzes können 
US-Bürger nun vor US-Gerichten auch gegen Un-
ternehmen und Institutionen aus Drittländern 
klagen, wenn diese kubanisches Eigentum nut-
zen, das nach der Revolution 1959 enteignet wur-
de. Das aber richtet sich de facto gegen alle Ku-
baner und alle Einrichtungen der Insel. Betroff en 
sein können Dorfschulen, die auf Flächen errich-
tet wurden, die einst Großgrundbesitzern gehör-
ten. Oder Hotels, die einst Teil des Imperiums der 
US-Mafi a waren. Im September wurde der Online-
händler Amazon verklagt, weil er kubanische Holz-
kohle verkauft! Hinzu kommen Maßnahmen, die 
den Handel zwischen Kuba und Venezuela unter-
binden sollen. Auch europäische und deutsche 
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Auf Berliner Ebene sticht natürlich der Erfolg des 
Volksbegehrens „Deutsche Wohnen & Co. enteig-
nen heraus.  
Auf Bundesebene wären die entscheidenden Wei-
chen zu stellen, doch dort ist es am schwers-
ten: massive Investitionen in einen echten Klima-
schutz, Umverteilung von Vermögen, neue Eigen-
tumsformen in der Wirtschaft, Sicherung der Frie-
dens – alle relevanten Themen dieser Zeit wur-
den angesprochen. Aber klar wurde auch: Die Wi-
derstände der Wirtschaftslobby sind groß. Weder 
die SPD, noch DIE LINKE werden dazu in der Lage 
sein, die notwendigen Veränderungen anzuschie-
ben, wenn nicht der entsprechende Druck aus der 
Bevölkerung wächst.  
Die Podiumsgäste haben dem Publikum unter-
schiedliche Angebote unterbreitet: Unterschriften 
sammeln für den Volksentscheid „Deutsche Woh-
nen & Co. enteignen“, mit der Gewerkschaft im 
Betrieb für bessere Arbeitsbedingungen eintreten, 

Unser Land verändern! Aber wie?  Fortsetzung von Seite 1
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Foto: Fraktion im Bundestag

bestehende Bewegungen wie die Klima- oder 
die Friedensbewegung unterstützen (und eigene 

Impulse hineintragen) 
und ja, auch: die Par-
teien verändern, ihnen 
Dampf machen – ob 
von innen oder von au-
ßen. Und natürlich war-
ben auch die vielen 
Orts- und Arbeitsgrup-
pen von Aufstehen um 
weitere Unterstützer. 
Einig waren sich alle: 
nicht in Frust verfallen, 
sondern aktiv werden! 

Alexander King

Fortsetzung von Seite 4 
Unternehmen sind bereits zur Zielschei-
be der US-Blockadepolitik geworden. So 
wurde im Juni Klage gegen das deutsche 
Tourismusunternehmen Trivago einge-
reicht,  weil es Hotels in Kuba vermittelt. 
Die Blockadepolitik hat dramatische Fol-
gen für die Bevölkerung in Kuba. Wichti-
ge Medikamente können nur auf Umwe-
gen und überteuert importiert werden. 
Siehe weiter: www.unblockCuba.de 
Im September musste Kubas Regierung 
ihren Bürgern mitteilen, dass aufgrund 
der US-Maßnahmen über Wochen kein 
einziger Öltanker die Insel mehr anlaufen 
werde, was zu schwerwiegenden Auswir-
kungen bei der Energieversorgung füh-
ren musste. Die Regierungen von BRD, 
Österreich und der Schweiz belassen es 
derweil bei wohlfeilen Worten, werden 
jedoch gegen die Auswirkungen der US-
Blockade gegen Kuba nicht aktiv. Wir for-
dern, dass dem jährlichen Votum gegen 
die Blockade in der UN-Vollversammlung 

endlich konkrete Taten folgen müssen: 
Das Befolgen von völkerrechtsverletzen-
den US-Gesetzen in Europa darf nicht 
länger geduldet werden! Schluss mit der 
Aggression gegen Lateinamerika! 
Wir rufen deshalb auf zu einer großen 
Solidaritätsaktion für Kuba und gegen 
die Blockade im Oktober und Novem-
ber 2019! Gemeinsam wollen wir – Ku-
ba-Solidaritätsgruppen, fortschrittli-
che Organisationen und Medien aus der 
BRD, Österreich und der Schweiz – die 
Aufmerksamkeit auf die von Washing-
ton betriebene Eskalation lenken, um 
die US-Administration, aber auch deren 
europäische Verbündete, unter Druck 
zu setzen. Mit Großplakaten, Veranstal-
tungen und Kundgebungen soll das Tot-
schweigen der menschenrechtsverlet-
zenden Blockade durch die meisten 
Medien unserer Länder durchbrochen 
und auf die Folgen dieser verbrecheri-
schen Politik aufmerksam gemacht wer-
den. Beteiligt Euch an den Aktionen im 

Aktionszeitraum! Unterstützt die Plaka-
tierung durch Geldspenden! 
Sprecht mit weiteren Organisationen, 
aber auch mit Bekannten, Freunden, und 
Verwandten über die Verschärfung der 
Blockade und die Unterstützung der So-
li-Aktion. Spenden bitte auf das Kon-
to: Verlag 8. Mai GmbH, Postbank Ber-
lin,  Verwendungszweck: Unblock Cuba, 
IBAN: DE50 1001 0010 0695 6821 00, 
BIC: PBNKDEFF 
Ab sofort werden Aktionspakete ver-
schickt. Diese können für einen Preis 
von 5,- Euro unter aktion@jungewelt.de 
oder telefonisch unter 0049-(0)30/53 
63 55 10 bestellt werden. Diese enthal-
ten jeweils 30 Aufkleber, 5 A2-Plakate 
und 30 Flyer. Nutzt auch die Möglichkeit, 
Onlinebanner auf Euren Webseiten und 
Anzeigen in Euren Publikationen zu plat-
zieren. Vorlagen dafür könnt Ihr hier her-
unterladen.  
www.rosa-luxemburg-konferenz.de/de/                                                             
unblock-cuba 
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Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) 
ab 01.01.2020

Heute möchte ich nur auf ein Buch aufmerksam 
machen. Sahra Wagenknecht will sich zwar aus 
bestimmten Ämtern zurückziehen, dennoch ist sie 
sehr präsent und wird es wohl auch bleiben. Nun 
erschien am 12.09.19 ihre Biografie. 
Sahra Wagenknecht
Die Biografie
von Christian Schneider
Hardcover gebunden
272 Seiten, 22,95 €
Biograf Christian Schneider, arbeitet als Privatdo-
zent an der Uni Kassel und hat eine psychoana-
lytische Ausbildung. Seit 2001 hat er eine Praxis 

Kulturelles:

Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) soll zur Stär-
kung der Teilhabe und Selbstbestimmung von 
Menschen mit Behinderungen beitragen. Der Be-
griff der Behinderung im BTHG entspricht dem 
Verständnis von Behinderung, den die UN-Behin-
dertenrechtskonvention vorgibt. Dieser bedeutet: 
Behinderung ist keine individuelle Eigenschaft, 
sondern entsteht vor allem durch Hindernisse in 
der Umwelt. Zum Beispiel stoßen Menschen mit 
ihren Beeinträchtigungen auf bauliche und kom-
munikative Barrieren in der Gesellschaft. Und sie 
erfahren Ausgrenzung und Diskriminierung. Mit 
dem neuen Bundes-Teilhabe-Gesetz soll nicht 
mehr die Beeinträchtigung im Vordergrund ste-
hen, sondern das Recht auf Teilhabe.    
Insgesamt umfasst die Änderung vier Stufen. Die 
Umsetzung des Gesetzes erfolgt bundesweit und 
wird von einer Forschungsgruppe evaluiert. 
Die ersten beiden Stufen traten bereits 2017 und 
2018 in Kraft. In beiden Stufen war nicht nur eine 
deutliche finanzielle Besserstellung zu verzeich-
nen. So erhöhte sich das Arbeitsförderungsgeld 
für Beschäftigte in den Werkstätten für Menschen 
mit Behinderung (WfbM), ebenso das sog. Schon-
vermögen auf mittlerweile 5.000,00 €. Auch konn-
te in den WfbM eine Frauenbeauftragte gewählt 
werden.
Im Bereich des Schwerbehindertenausweises gibt 
es jetzt das Merkzeichen „Tb“ für „taubblind“, 
wenn bei einem schwerbehinderten Menschen 
wegen einer Störung der Hörfunktion ein Grad der 
Behinderung von mind. 70 und wegen einer Stö-
rung des Sehvermögens ein Grad der Behinde-
rung von 10 anerkannt ist. Um alle geplanten Ge-
setze zu verwirklichen, mussten sehr viele Ände-
rungen ab 2018 im betreffenden Sozialgesetzbuch 
vorgenommen werden. So gibt es seit 2018 das 
sog. Gesamtplan- und Teilhabeplan-Verfahren. 
Dabei klären die Träger der Eingliederungshilfe 
und die Reha-Träger, welche Leistungen und Hil-
fen ein Mensch mit Behinderung benötigt. Ein ent-
sprechender Antrag bei einem der beiden Träger 

genügt. Sollten mehrere Träger für die Leistungen 
zuständig sein, so müssen diese unter sich klären, 
wer die Leistungen bezahlt. Das nennt man „Leis-
tungen aus einer Hand“ (IX.SGB, § 14). Wichtig 
ist, dass der betroffene Mensch beteiligt wird und 
seine Wünsche und Vorstellungen äußern kann.
Neu seit 2018 sind auch die Beratungsstellen für 
Menschen mit Behinderung: die EUTB (Ergän-
zende unabhängige Teilhabeberatung). Sie ergän-
zen die Beratung der Reha-Träger. Die Mitarbeiter 
in den EUTB-Stellen beraten zu allen Themen aus 
dem Bereich Behinderung und Teilhabe.
Die Stufe 3 ab 01.01.2020:
Ab 01.01.2020 greift ein Vermögensschonbetrag 
in Höhe von ca. 50.000,00 € (in der Hilfe zur Pfle-
ge verbleibt es bei einem Betrag von 25.000,00 €) 
Das Einkommen und das Vermögen des Ehe- oder 
Lebenspartners werden künftig nicht mehr bei der 
Bedarfsbeurteilung herangezogen.
Ganz neu wird sein, dass die Trennung zwischen 
ambulanten, teilstationären und stationären 
Leistungen aufgegeben wird. Es erfolgt eine 
strikte Trennung von Fachleistungen nach dem 
SGB IX und existenzsichernden Leistungen nach 
SGB XII (Sozialhilfe und Grundsicherung).
Die Abgrenzung von Eingliederungshilfe nach dem 
SGB IX und Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII soll 
durch das Lebenslagenmodell erfolgen. Dies be-
deutet: Die Eingliederungshilfe umfasst die Leis-
tungen der häuslichen Hilfe zur Pflege vor Errei-
chen der Regelaltersgrenze.
Ab 01.01.2023 wird die Stufe 4 als letzte Verän-
derung eingeführt. Wir werden Sie zu gegebener 
Zeit ausführlich darüber informieren.
In den vergangenen Jahrzehnten wurden schon 
viele Versuche unternommen, Menschen mit einer 
Behinderung nicht nur auf dem 1. Arbeitsmarkt zu 
integrieren, sondern auch in die Gesellschaft. Ob 
das neue BTHG hier einen Erfolg bringt, bleibt ab-
zuwarten. Wir alle sind aufgefordert, unseren Bei-
trag hierzu zu leisten.

Marianne Lampel

Die Wirtschaftsflaute hinter-
lässt Spuren auf dem Arbeits-
markt. Die Zahl der Arbeits-
losen ist in Deutschland 
schwächer zurückgegangen 
als für die Jahreszeit üblich, 
saisonbereinigt stieg die Ar-
beitslosenzahl im Monatsver-
gleich sogar. Im Oktober
2019 waren laut Bundes-
agentur für Arbeit 2,204 Mil-
lionen Menschen erwerbslos. 
Herausgerechnet wurden da-
bei mehr als 900.000 Men-
schen. Sabine Zimmermann 
fordert, Erwerbslose besser 
zu unterstützen: "Wir brau-
chen mehr gute Arbeit!"
Offizielle Arbeitslosigkeit 
im Oktober 2019                           

2.204.090    
Nicht gezählte Arbeitslose 
verbergen sich hinter: 
Älter als 58 beziehen 
Arbeitslosengeld I und/oder 
ALG II 0        172.760
Ein-Euro-Jobs (Abeitsgele-
genheiten)              76.061 
geförderte Arbeitsverhältnis-
se 2                     3.255
fremd geförderte Arbeitsver-
hältnisse          177.922
Bundesprogramm sozia-
le Teilhabe am Arbeitsmarkt 
3Besch.sforderung  (§ 16i 
SGB II)                    30.164  
Berufliche Weiterbildung                             

168.878 
Aktivierung und berufliche 
Eingliederung (z.B. Vermitt-
lung durch Dritte)                                                

209.733  
Beschäftigungszuschuss
für schwer vermittelbare
Arbeitslose               1.689
Krankheit (§146 SGB III)                     

64.064 
Nicht gezählte Arbeitslose 
gesamt:                   904.526
Tatsächliche Arbeitslosig-
keit im Oktober 2019    
                              3.108.616  
 
Quelle: BfA Monatsbericht 
Oktober 2019 0Die dort 
aufgefühte Altersteilzeit 
sowie Gründungszuschusse
und sonstige geförderte 
Selbstständigkeit haben wir 
in der Tabelle nicht berück-
sichtigt. Die dort ebenfalls 
älteren Arbeitslosen die 
auf geführten auf Grund 
verschiedene rechtlicheRe-
gelungen (§428 SGBIII, 65 
Abs.4 SGBII, 53a, Abs.2, 
SGB II u.a.) nicht als Arbeits-
lose zählen, älter als 58 
beziehen ALG I oderALGII. 
1IAB Kurzbericht  7/2018 
Seite 10; (Stille Reserve im 
engeren Sinn - IAB Prognose 
für 2018) 
2Mit dem Gesetz zur Verbes-
serung der Eingliederungs-
chancen...zum Juli2012(...) 
zur Förderung von Arbeits-
verhältnisse (FAV) verbunden 3Mit 05.2016 neu in Bericht-
erstatung der Unterbeschäf-
tigung aufgenommen.

Erwerbslose besser 
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für psychoanalytisches Coaching. Er studierte Phi-
losophie, Soziologie, Psychologie und Politikwis-
senschaft. Er promovierte bei Oskar Negt. Er gilt 
als Begründer der Disziplin „psychoanalytische 
Generationsgeschichte“.
Sahra Wagenknecht hatte intensive Gespräche 
mit ihm. Sie berichtet über ihren privaten und be-
ruflichen Werdegang. Sie hat ihm Zugang zu ih-
rem engsten Kreis gewährt und Gespräche mit ih-
rer Mutter, einer Freundin und Oskar Lafontaine 
ermöglicht. 

Marianne Lampel
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Autonome Kleinbusse in Schöneberg - haben wir 
nichts Besseres zu tun? 
Erneut haben wir eine Diskussion über 
autonome Kleinbusse in unserem Be-
zirk. Autonome Kleinbusse, das sind die 
selbstfahrenden Vehikel, die jetzt zum 
Beispiel in Tegel herumfahren und als 
neueste Mode im modernen ÖPNV gel-
ten. Das sind die Busse, die zurzeit eine 
Handvoll Leute im Schritttempo 1,2 Kilo-
meter in Berlin ohne Fahrer transportie-
ren. Auf dem Fahrrad überholt man den 
Bus zwei Mal - und zwar hin und zurück. 
Doch dieses Thema verspricht für man-
che heute die Spitze der gegenwärti-
gen Entwicklung im Personennahverkehr 
zu sein, wobei die Betonung angesichts 
der 1,2 km auf „nah“ liegt. Die letz-
ten Diskussionen in der BVV haben eine 

grundsätzliche Einigkeit bei den Frakti-
onen von SPD bis AfD gezeigt, dass au-
tonomes Fahren prinzipiell gut sei, ohne 
sich der weiteren Konsequenzen be-
wusst zu sein.
Autonomes Fahren ist keine ausgereif-
te Technologie. Was wir bislang haben in 
Berlin, sind Pilotprojekte wie der Kleinbus 
in Tegel, über den es erst Ende des Jahres 
verlässliche Daten geben wird. In der Zwi-
schenzeit sollten wir uns zunächst erst 
prinzipiell über Vor- und Nachteile von au-
tonomen Kleinbussen unterhalten, bevor 
wir konkrete Vorhaben planen. Denn nicht 
jede Innovation bedeutet Fortschritt und 
nicht jede Neuerung bedeutet Verbesse-
rung. Es ist der falsche Weg, autonomes 

Fahren prinzipiell zu befürworten, nur 
weil es am Firmament der technologi-
schen Innovation hell leuchtet. Bei dem 
Schein droht die Gefahr einer Verstrah-
lung. Und wenn man sich in der BVV die 
Reden insbesondere von SPD und CDU 
anhört, die ihre Argumente gebetsmüh-
lenartig auf die Zuhörenden eindreschen, 
dann fragt man sich, ob diese Partei-
en sich eingehender mit dem Thema be-
schäftigt haben. Vielmehr scheint es, 
dass mit der bewussten Standortwahl in 
der Torgauer Straße für den ersten auto-
nomen Kleinbus im Bezirk die SPD und 
die CDU im Interesse des Gasometers 
und dessen Besitzers Reinhard Müller 
handeln.              Fortsetzung auf Seite 8 

Abbau von Stigma statt Kriminalisierung
Warum Verbote kein Weg in die Zukunft sind
Seit dem 01.07.2017 werden Sexarbei-
terinnen und Sexarbeiter in Berlin im 
schon ausgerufenen „größten Bordell Eu-
ropas“ vermeintlich besser geschützt: 
Eine Pflicht zur Gesundheitsberatung 
und offiziellen Anmeldung als Sexarbei-
tende - inklusive Beratungsgespräch - 
soll Zwangsprostitution, Menschenhan-
del und Missbrauch eindämmen und zu-
rückdrängen. Das seit 2002 legalisierte 
Gewerbe soll so wieder etwas unter Kon-
trolle gebracht werden. 
Doch das „Prostituiertenschutzgesetz“ 
(ProstSchG) stößt in der Realität an sei-
ne Grenzen. 
Denn -bewusste oder unbewusste- Re-
gelungslücken führten nicht nur dazu, 
dass in Berlin Bezirks- und Landesebe-
nen die Verantwortung für die Einrich-
tung der im Gesetz geforderten Anmel-
dung und Gesundheitsberatung seit lan-
gem hin und her geschoben wird. Seit 
über einem Jahr werden ausschließlich  
Alias-Bescheinigungen ausgestellt – die 
die Sexarbeitenden quasi in die Illegali-
tät zwingen. Durch die ungeklärte Situ-
ation von Prostitutionsstätten in städti-
schen Mischgebieten stehen viele selbst-
verwaltet betriebene Wohnungsbordelle 
vor dem Aus. 

Denn weder Verwaltungsvorschriften 
noch offizielle Handreichungen geben 
bisher klare Richtlinien vor, wie im Rah-
men einer offiziellen Erlaubniserteilung 

mit ihnen umzugehen ist.

Wer den Schutzgedanken gegenüber den 
Sexarbeitenden, der ausdrücklich Ziel 
des neuen Gesetzes ist, ernst nimmt, 
der kommt um die Klärung dieser Fra-
gen nicht herum. Denn die Konsequenz 
einer strengen Auslegung des Planungs-
rechts für die kleinen Wohnungsbordel-
le ist absehbar: Eine Abwanderung des 
Geschäfts mit der Sexarbeit ins Internet 
und in die Illegalität, sowie die Konzent-
ration der Tätigkeit in wenigen Großbor-
dellen am Stadtrand. Denn aktuell ste-
hen die Betreiberinnen und Betreiber vor 
der Wahl: Melden sie sich und ihr Ge-
werbe nicht an, machen sie sich straf-
bar. Melden sie sich offiziell an, wird ih-
nen durch die Lage in einem Wohn- oder 
Mischgebiet die Erlaubnis zum Betrieb 
nicht erteilt und ihnen so ihre Existenz-
grundlage entzogen.

All das läuft den eigentlichen Intentionen 
des Gesetzes zuwider, stärkt weder die 
Autonomie der Sexarbeitenden noch ihre 
Rechte - und ist nachweislich auch nicht 
so gewollt - aber wird man aus dem 
Schaden wirklich immer klug?
Denn statt sich mit den offiziellen Schief-
lagen der aktuell bestehenden Gesetz-
gebung auseinander zu setzen, wird an 
prominenter Stelle bereits durch CDU 
und SPD an einem Sexkaufverbot für 
Deutschland gearbeitet.

Aber weder Entstigmatisierung noch 
Schutz werden, wie wir durch die Erfah-
rungen aus Schweden und den ande-
ren Ländern mit dem sogenannten nor-
dischen Modell wissen, das den Sexkauf 
und somit die Freier unter Strafe stellt, 
vorangebracht. Weder trägt es dazu bei, 
dass Zwangsprostitution und die dazu-
gehörigen Strukturen des Menschhan-
dels besser aufgedeckt und lahmgelegt 
werden, noch hilft es, das Stigma abzu-
bauen, das der Sexarbeit noch immer an-
haftet. Wenn wir beim Thema Sexarbeit 
als Gesellschaft einen neuen Weg ein-
schlagen wollen, brauchen wir eine ge-
sicherte Ausfinanzierung von Beratungs- 
und Anlaufstationen für Sexarbeitende, 
eine Stärkung der mit den Themen Men-
schenhandel und Zwangsprostitution be-
schäftigten Abteilungen der Polizei und 
selbstverwaltete Bordelle, in denen die 
Frauen die Möglichkeit haben, selbst-
bestimmt zu arbeiten, um nicht in Groß-
bordellen am Stadtrand an den Rand der 
Gesellschaft gedrängt zu werden.

Aber wir brauchen viel mehr. Erst der 
Abbau von patriarchalen Gesellschafts-
strukturen, eine breite Entstigmati-
sierung der Sexarbeit und die Schaf-
fung von echten Alternativen für  die in 
der Sexarbeit Tätigen bringt den gesell-
schaftlichen Wandel, den wir so dringend 
benötigen. 

Carolin Behrenwald



Mieter-Aufruf: Gentrifizierung - Wir sind 
an Ihren Erfahrungen interessiert!
DIE LINKE als kleine Partei in einem großen Be-
zirk kann nicht überall sein. Wir wollen aber her-
ausfinden, in welchem Umfang und mit welchen 
Methoden sich Ihre Nachbarschaft verändert. 
Warum Mieter mit kleinem Einkommen wegzie-
hen müssen und sich die sogenannte „Aufwer-
tung“ von Kiezen breit macht.
Deswegen bitten wir Sie um Informationen: Wo 
werden aufwändige Sanierungen geplant, ver-
bunden mit der Ankündigung erheblicher Miet-
steigerungen? Wo werden ganze Häuser „leerge-
zogen“ um grundzusanieren und anschließend in 
Eigentumswohnungen umzuwandeln? Wo wer-
den Wohnungen zu Ferienwohnungen umgewan-
delt oder bereits als solche genutzt? Wo wer-
den die weitgehenden Mieterhöhungsspielräume 
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DIE LINKE.
Tempelhof - Schöneberg
Bezirksgeschäftsstelle:
Feurigstr. 68, 
10827 Berlin
Öffnungszeiten:
Mo. und Mi.: 11 - 15 Uhr
Di. und Do.: 11 - 18 Uhr
Tel. : +49 30 21 997-140
Fax: +49 21 729 26
E-Mail: bezirk@dielinke-
tempelhof-schoeneberg.de
Webseite: www.dielinke-
tempelhof-schoeneberg.de
Termine in der 
Roten Insel
Mitgliederversammlung 

Bezirksvorstand 
13. u. 27.11.2019,19 Uhr 
Basisorganisationen:  
Basisorganisation
Tempelhof 
28.11.2019, 19 Uhr, 
StadtBüro Philipp Bertram, 
Kaiserin-Augusta-Str. 75, 
12103 Berlin
KulturLeben:
Beratungstermine 
19.11.2019, um 16 Uhr 
Rechtsberatung
mit RA Claus Förster, i.d.R. 
je 2. Di. im Monat 
16-18 Uhr, mit Anmeldung 
Marxistischer Lesekreis 
Sa. 16.11.2019, 17 Uhr 
AK-RoteBeete
26.11.2019, 19 Uhr 
Bezirksfraktion: S. 3
Unser Abgeordneter: 
Harald Gindra, MdA, S. 4
Philipp Bertram, MdA, S. 4
KneipenAbend 
Kiez trifft DIE LINKE
7.11.19, 19 Uhr 
Marienfelder Mühle
Hildburghauser Str. 5e

Veranstaltungsreihe + 
Austellung zum 
"Westsahara Konflikt"
12.11.19, 18:30 Uhr 
Filmabend „Herrinnen der 
Wüste“ + Diskussion 
17.12.19, Finnisage + Dis-
kussion, Stadtbüro 
Philipp Bertram, 
Kaiserin-Augusta-Str. 75, 
12103 Berlin

extrem ausgenutzt? Wo werden Wohnungswech-
sel zu extremen Mieterhöhungen genutzt? Wo 
müssen Hartz-IV-Haushalte Wohnungen räumen, 
weil sie eine Aufforderung des JobCenters erhiel-
ten, ihre Mietkosten zu senken?
Wir wollen das in politische Initiative umsetzen: 
krasse Fälle öffentlich machen, die Vernetzung 
und den Widerstand unterstützen und im Rah-
men unserer Möglichkeiten auf Bezirks-, Landes- 
und Bundesebene parlamentarische Initiativen 
anstoßen. Helfen Sie uns dabei!
Mieter-Notrufe an: Mi. 15-17 Uhr: 902 77 48 98
Per E-Mail an kontakt@linksfraktion-ts.de oder per 
Post an: DIE LINKE, Feurigstraße 68, 
10827 Berlin

Fortsetzung von Seite 7
Ein Schelm, wer eins und eins zusammenzählt…
Parallel zu diesen Hinterzimmer-Machenschaften 
haben wir in dieser Stadt nichts weniger als die 
Verkehrswende in Angriff genommen: Weniger mo-
bilisierter Individualverkehr, weniger Emissionen, 
mehr öffentliche Verkehrsmittel, mehr Rad- und 
Fußverkehr – das ist das Ziel. Es müsste alles viel 
schneller gehen und der Senat könnte schneller 
sein, doch ob gerade autonomes Fahren hier den 
notwendigen Schub bringt, bleibt fraglich.

Denn selbst wenn die autonomen Kleinbusse wie 
in Tegel mit Elektroantrieb fahren, bleibt ihre Um-
weltbilanz negativ, weil E-Mobilität keine ressour-
censparende Technologie ist. Wir sollten den en-
gen bezirklichen Rahmen spätestens verlassen, 
wenn es um den Abbau von Lithium und Kobalt 
geht, der das Bild der klimaneutralen und umwelt-
schonenden Technologie zerstört. Diese Metalle 
sind notwendig für die Batterien der autonomen 
Kleinbusse und werden unter anderem in Süd-
amerika und Afrika, also fernab von der Fraktions-
zimmern der SPD und CDU, teils zu Bedingungen 
abgebaut, die jede Diskussion um Baumfällungen 
und Grünbebauung im Bezirk lächerlich erschei-
nen lassen. Dort findet Umweltzerstörung und 
Raubbau an der Natur im großen Stil statt, und 

es wird stillschweigend hingenommen. Autonome 
Kleinbusse mit Elektroantrieb sind daher die Wen-
de innerhalb der Verkehrswende und wir drehen 
uns im Kreis, wenn wir denken, damit eine nach-
haltige Technologie gewonnen zu haben. Das Ge-
genteil ist der Fall.
Einen weiteren Aspekt sollten wir nicht außer Acht 
lassen: Was heißt es denn, auf lange Sicht auto-
nomes Fahren im öffentlichen Nahverkehr zu eta-
blieren? Es heißt, dass immer weniger Menschen 
gebraucht werden, die die Busse fahren. Es ist der 
Beginn eines strukturellen Wandels, der am Ende 
die Frage nach Arbeitsplätzen stellt. Hier zeichnet 
sich ein Abbau von Arbeitsplätzen ab. Heute mag 
das noch kein Problem sein, der Bus in Tegel ge-
fährdet niemanden mit Ausnahme des fließenden 
Verkehrs. 

Doch eines ist klar: Sollte sich der autonome Bus 
zu einer ausgereiften Technologie entwickeln, und 
das wird geschehen, dann steht der Wegfall von 
Arbeitsplätzen auf der Agenda – Arbeitsplätze von 
Busfahrerinnen und Busfahrern, die heute von un-
schätzbarem Wert für das Funktionieren dieser 
Stadt sind. Es gilt auch hier: Nicht jede Innovation 
bedeutet Fortschritt. Und nicht alles Neue muss 
etwas Besseres für die Menschen sein.

Martin Rutsch

Autonome Kleinbusse in Schöneberg - haben wir nichts Besseres zu tun? 


